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1. Vorbemerkung 

Die Porsche AG ist die alleinige Gesellschafterin der PFS. Am 15. Juni 1989wurde mit Wir­ 

kung zum 9. Dezember 1988 ein als Ergebnisabführungsvereinbarung bezeichneter Beherr­ 

schungs- und Gewinnabführungsvertrag geschlossen, der zuletzt durch Änderungsvertrag 

vom 3. Dezember 2019 geändert wurde (,,EAV"). Darin ist die PFS (damals firmierend unter 

Porsche Leasing GmbH) als Organgesellschaft und die Porsche AG als Organträger bezeich­ 

net. 

Im Zusammenhang mit konzerninternen Veränderungen im Segment Finanzdienstleistungen 

ist beabsichtigt, dass das Leasinggeschäft künftig durch die Porsche Financial Services 

GmbH selbst betrieben wird. Zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Anforderungen ist hierbei die 

Anpassung des EAV erforderlich. Vor diesem Hintergrund beabsichtigen die Porsche AG und 

die PFS, einen Vertrag zur Anpassung des EAV (,,Änderungsvereinbarung" oder „Vertrag") zu 

schließen. Es handelt sich hierbei um eine bloße Änderung und nicht um einen Neuabschluss 

des EA V. Der Entwurf der Änderungsvereinbarung (einschließlich einer konsolidierten Fas­ 

sung des EAV) ist in der Anlage zu diesem Vertragsbericht wiedergegeben. 

Gemäß §§ 295 Abs. 1, 293 AktG ist es für das Wirksamwerden des Vertrags notwendig, 

dass die Anteilseigner beider Vertragsparteien dem Abschluss des Vertrags zustimmen. Die 

jeweiligen Anteilseigner erteilen ihre Zustimmung in der Hauptversammlung der Porsche AG 

bzw. der Gesellschafterversammlung der PFS. 

Schließlich bedarf der geänderte EAV zu seiner Wirksamkeit der Eintragung in das Handels­ 

register der PFS. 

Zur Unterrichtung der Aktionäre der Porsche AG und der Gesellschafter der PFS erstatten der 

Vorstand der Porsche AG und die Geschäftsführung der PFS entsprechend §§ 295 Abs. 1 

S. 2, 293a Abs. 1 S. 1 Hs. 2 AktG gemeinsam den folgenden Bericht über den Vertrag zwi­ 

schen der Porsche AG und der PFS (zusammen die „Vertragsparteien"). 
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II. Darstellung der Vertragsparteien 

1. Die Porsche AG 

1.1 Überblick 

Die Porsche AG ist im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 730623 ein­ 

getragen. Sie hat ihren Sitz in Stuttgart. 

1.2 Geschäftsjahr, Unternehmensgegenstand 

Das Geschäftsjahr der Porsche AG ist das Kalenderjahr. 

Der Gegenstand des Unternehmens ist in§ 2 der Satzung der Porsche AG wie folgt geregelt: 

(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist 

die Herstellung und der Vertrieb von Fahrzeugen und Motoren aller Art, auch 

Luft- und Wasserfahrzeugen, sowie von Teilen, Baugruppen und Zubehör für sol­ 

che und andere technische Erzeugnisse; 

die Durchführung von Entwicklungsarbeiten und Konstruktionen, insbesondere 

im Bereich des Fahrzeug- und Motorenbaus; 

die Beratung auf dem Gebiet der Entwicklung und Fertigung, insbesondere im 

Bereich des Fahrzeug- und Motorenbaus; 

andere Consulting-Dienstleistungen, einschließlich Management- und IT-Bera­ 

tung, sowie Dienstleistungen im Bereich der Wirtschafts- und Informations­ 

technologie sowie die Erstellung und der Vertrieb von Erzeugnissen der Daten­ 

verarbeitung; 
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die Entwicklung und Erbringung von Mobilitäts- und Transportdienstleistungen 

und -konzepten einschließlich der Errichtung und des Betriebs von Ladeinfra­ 

struktur für Fahrzeuge aller Art mit Elektroantrieb; 

die Tätigkeit auf dem Gebiet der Bank- und Versicherungsgeschäfte, die Erbrin­ 

gung von Finanz- und Zahlungsdienstleistungen sowie Versicherungsvermitt­ 

lungen, jeweils nach Maßgabe von Absatz (4); 

die Vermarktung von Waren unter Nutzung von Markenrechten, insbesondere 

von solchen mit dem Bestandteil "Porsche" sowie 

alle sonstigen Tätigkeiten, die damit in technischer oder wirtschaftlicher Bezie­ 

hung stehen, einschließlich der Verwertung von gewerblichen Schutzrechten. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Erreichung 

oder Verwirklichung ihres Unternehmensgegenstandes gemäß Absatz (1) unmittelbar 

oder mittelbar notwendig, geeignet oder nützlich erscheinen. Sie kann hierzu insbe­ 

sondere Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten sowie Unternehmen 

gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen, Unternehmen oder Beteiligungen an Un­ 

ternehmen veräußern, Unternehmensverträge schließen, Unternehmen, an denen _sie 

beteiligt ist, strukturell verändern oder unter einheitlicher Leitung zusammenfassen. 

(3) Die Gesellschaft kann ihre jeweiligen Tätigkeiten auch auf einen Teil der in Absatz (1) 

genannten Tätigkeiten beschränken. Sie kann den Gegenstand des Unternehmens ge­ 

mäß Absatz (1) auch ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen im Sinne der 

§§ 15 ff. AktG oder Beteiligungsunternehmen (einschließlich Gemeinschaftsunter­ 

nehmen) verfolgen und sich auf die Verwaltung ihrer Beteiligungen beschränken. 

( 4) Die Gesellschaft darf erlaubnispflichtige Bank- oder Versicherungsgeschäfte sowie Fi­ 

nanz- oder Zahlungsdienstleistungen nicht unmittelbar selbst ausführen, sondern nur 

durch verbundene Unternehmen im Sinne der§§ 15 ff. AktG oder Beteiligungsunter­ 

nehmen. 
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1.3 Grundkapital, Aktien, Aktionäre und Börsenhandel 

Das Grundkapital der Porsche AG beträgt EUR 911.000.000,00 und setzt sich aus insge­ 

samt 911.000.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien, eingeteilt in 455.500.000 

Stammaktien mit Stimmrecht und 455.500.000 Vorzugsaktien ohne Stimmrecht, zusam­ 

men. Die Vorzugsaktie ist zum Handel am regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse 

(Prime Standard) zugelassen. 

Gemäß den uns im Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts vorliegenden Informationen hält 

die Volkswagen Aktiengesellschaft über die Porsche Holding Stuttgart GmbH mittelbar 

75,0 % der Stammaktien abzüglich einer Stammaktie. Die Porsche Automobil Holding SE 

hält unmittelbar 25,0 % der Stammaktien zuzüglich einer Stammaktie und somit rund 

12,5 % am gesamten Grundkapital der Porsche AG. Von den stimmrechtslosen Vorzugsak­ 

tien befinden sich mittelbar über die Porsche Holding Stuttgart GmbH rund 75,8 % im Besitz 

der Volkswagen Aktiengesellschaft und rund 24,2 % im Streubesitz. 

1.4 Organe 

Organe der Porsche AG sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung. 

Der Vorstand der Porsche AG setzt sich zusammen aus Dr. Michael Leiters (Vorsitzender). 

Dr. Michael Steiner (Stellvertretender Vorsitzender und Mitglied des Vorstands für For­ 

schung und Entwicklung), Matthias Becker (Vertrieb und Marketing). Dr. Jochen Breckner 

(Finanzen und IT). Sajjad Khan (Car-H), Albrecht Reimold (Produktion und Logistik), Vera 
\ 

Schalwig (Personal und Sozialwesen) und Joachim Scharnagl (Beschaffung). 

Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern, von denen zehn Mitglieder von der Hauptver­ 

sammlung und zehn Mitglieder von den Arbeitnehmern nach Maßgabe der Bestimmungen 

des Mitbestimmungsgesetzes (MitbestG) gewählt werden. Aufsichtsratsvorsitzender ist 

Dr. Wolfgang Porsche. 
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1.5 Geschäftstätigkeit und geschäftliche Entwicklung 

Die Porsche AG ist die Muttergesellschaft des Porsche AG Konzerns (Porsche AG und ihre 

vollkonsolidierten Tochtergesellschaften). Der Porsche AG Konzern gliedert sich in die Seg­ 

mente Automobile und Finanzdienstleistungen auf. Die Aktivitäten beider Segmente erstre­ 

cken sich über die fünf Regionen Deutschland, Europa ohne Deutschland, Nordamerika, wel­ 

ches Mexiko exkludiert, China, welches Hongkong beinhaltet, sowie die Region Übersee- und 

Wachstumsmärkte, welche die übrigen Länder und Regionen darstellt. 

Die Aktivitäten des Segments Automobile erstrecken sich auf das Geschäftsfeld Fahrzeuge 

sowie auf die übrigen Geschäftsfelder Dienstleistungen und Design. Im Geschäftsfeld Fahr­ 

zeuge sind die Beschaffung, die Produktion, die Entwicklung und der Vertrieb von Fahrzeu­ 

gen sowie verwandte Dienstleistungen enthalten. Das Segment Finanzdienstleistungen um­ 

fasst das Leasing, die Händler- und Kundenfinanzierung sowie Mobilitätsangebote für Fahr­ 

zeuge der Marke Porsche und weitere finanzorientierte Dienstleistungen. 

Im Geschäftsjahr 2025 lieferte der Porsche AG Konzern 279.449 Fahrzeuge aus. Zum 

31. Dezember 2025 waren im Porsche AG Konzern 41.780 Mitarbeiter beschäftigt. 

Der Porsche AG Konzern erzielte im Geschäftsjahr 2025 Umsatzerlöse von EUR 36.272 Mio. 

Das Operative Ergebnis des Porsche AG Konzerns im Geschäftsjahr 2025 belief sich auf 

EUR 413 Mio. Die Operative Umsatzrendite des Porsche AG Konzerns lag bei 1, 1 %. Zum 

31. Dezember 2025 verzeichnete der Porsche AG Konzern eine Bilanzsumme in Höhe von 

· EUR 52.715 Mio. 

2. Die PFS 

2.1 Überblick 

Die PFS ist im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 301159 eingetragen. 

Sie hat ihren Sitz in Bietigheim-Bissingen. 
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2.2 Geschäftsjahr, Unternehmensgegenstand 

Das Geschäftsjahr der PFS ist das Kalenderjahr. 

Im Zusammenhang mit den in diesem Bericht erläuterten konzerninternen Veränderungen 

im Segment Finanzdienstleistungen wird der Unternehmensgegenstand der PFS geändert 

werden. Der neue Unternehmensgegenstand der PFS wird wie folgt lauten: 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Abschluss und die Durchführung von Leasing­ 

verträgen als Leasinggeber, die Vermietung und der An- und Verkauf von Neu- und 

Gebrauchtfahrzeugen, insbesondere der Marke Porsche, sowie sonstiger beweglicher 

Sachen, jeweils im eigenen und fremden Namen, die Finanzierungs- und Versiche­ 

rungsvermittlung in Zusammenhang mit solchen Fahrzeugen sowie die Vermittlung 

von Kreditkarten und damit zusammenhängende Leistungen. Darüber hinaus ist Ge- , 

genstand des Unternehmens die Vornahme von Refinanzierungsgeschäften, ein­ 

schließlich der Absicherung von Zins- und Marktrisiken, soweit dies nicht zu Han­ 

delszwecken erfolgt. 

· (2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die mit dem Gegenstand des Unter- · 

nehmens direkt oder indirekt in Zusammenhang stehen. Sie kann auch andere Unter­ 

nehmen mit gleichem oder ähnlichem Gegenstand erwerben, errichten, sich an sol­ 

chen beteiligen oder deren Vertretung übernehmen. Die Gesellschaft kann Zweignie­ 

derlassungen errichten. 

(3) Das Betreiben erlaubnispflichtiger Bankgeschäfte oder die Erbringung sonstiger Fi­ 

nanzdienstleistungen ist ausgeschlossen. 

2.3 Stammkapital, Gesellschafter 

Das Stammkapital der PFS beträgt EUR 24.000.000,00 und ist eingeteilt in einen Ge­ 

schäftsanteil mit der Nr. 1 zu EUR 24.000.000,00, der von der Porsche AG gehalten wird. 
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2.4 Organe 

Organe der PFS sind die Geschäftsführer und die Gesellschafterversammlung. 

Als Geschäftsführer der PFS wurden die Herren Volker Reichhardt und Konrad Riedl bestellt. 

Die Gesellschafterversammlung wird durch die Porsche AG als alleinige Gesellschafterin ge­ 

bildet, die insoweit durch ihre Vorstandsmitglieder Dr. Jochen Breckner (Finanzen und IT) 

und Matthias Becker (Vertrieb und Marketing) vertreten wird. Die Gesellschafterversamm­ 

lung trifft Entscheidungen per Beschluss bei gesetzlichen Zustimmungserfordernissen so­ 

wie in den vom Gesellschafter festgelegten wesentlichen Angelegenheiten, für die die Ge­ 

schäftsführung der PFS die Zustimmung der Porsche AG einholen muss. 

2.5 Geschäftstätigkeit und geschäftliche Entwicklung 

Die Geschäftstätigkeit der PFS besteht bisher, d.h. vor den in diesem Bericht erläuterten kon­ 

zerninternen Veränderungen im Segment Finanzdienstleistungen, im Wesentlichen aus den 

vier Bereichen Servicing, Kreditvermittlungsgeschäft, Versicherungsvermittlungsgeschäft 

und Vermietungsgeschäft. 

Die PFS ist alleinige Kommanditistin der Porsche Financial Services GmbH & Co. KG 

(,,PFS KG") und hält 100 % der Geschäftsanteile an der Porsche Financial Services Verwal­ 

tungsgesellschaft mbH (,,PFSV"), der alleinigen persönlich haftenden Gesellschafterin der 

PFS KG. Weiterhin hält die PFS 99%-ige und 100 %-ige Beteiligungen an Gesellschaften im 

Ausland. 

Die PFS KG ist als herstellergebundener Finanzdienstleister (,,Captive") ein integrales Tool 

zur Absatzunterstützung der Porsche AG, der Porsche Deutschland GmbH sowie der deut­ 

schen Handelsorganisation. Die PFS KG ist ein Finanzdienstleistungsinstitut im Sinne des 

Kreditwesengesetzes (KWG) und betreibt das Leasinggeschäft gemäß § 1 Abs. 1 a S. 2 

· Nr. 10 KWG in Deutschland im Wesentlichen mit Fahrzeugen der Marke Porsche und unter­ 

stützt zudem als Finanzdienstleister die VW-Marken Bentley, Lamborghini und Bugatti mit 

Leasingangeboten. 
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Die ausländischen Tochtergesellschaften betreiben in den jeweiligen Ländern das Leasing­ 

geschäft entweder selbst (Italien, Japan, Schweiz, Süd-Korea) oder über Kooperationen mit 

lokalen Banken oder Leasinggesellschaften (Australien, Frankreich, Großbritannien, Polen, 

Portugal, Singapur, Spanien, Vereinigte Arabische Emirate). 

Die PFS erzielte im Geschäftsjahr 2025 Umsatzerlöse nach HGB von EUR 96,9 Mio. Das Be­ 

triebsergebnis nach HGB der PFS im Geschäftsjahr 2025 belief sich auf EUR 3,8 Mio. Zum 

31. Dezember 2025 verzeichnete die PFS nach HGB eine Bilanzsumme in Höhe von 

EUR 697,0 Mio. 

Zum 31. Dezember 2025 waren bei der PFS 223 Mitarbeiter beschäftigt. 

III. Gründe für den Abschluss der Änderungsvereinbarung 

Das operative Leasinggeschäft der PFS KG ist derzeit vollständig auf die PFS ausgelagert 

und wird von dieser für die PFS KG abgewickelt. Diese vollständige Auslagerung des opera­ 

tiven Leasingbetriebs wird aufsichtsrechtlich inzwischen kritisch gesehen und soll durch Zu­ 

sammenführung von Aktiva und Passiva aus dem Leasinggeschäft der PFS KG und den Mit­ 

arbeitern der PFS beendet werden. Zu diesem Zweck ist eine Aufwärtsverschmelzung der 

PFSV auf die PFS nach den Regelungen des Umwandlungsgesetzes geplant, die unter ande­ 

rem zur Folge hat, dass das gesamte Vermögen der PFS KG im Wege der Gesamtrechtsnach­ 

folge nach §§ 161 Abs. 2, 105 Abs. 3 HGB, 712a Abs. 1 BGB auf die PFS übergeht (sog. 

Anwachsung). Die verbleibende Gesellschaft, die PFS, wird dementsprechend neben ihren 

bisherigen Tätigkeiten zukünftig - nach dem Erhalt einer entsprechenden Erlaubnis durch 

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) - auch das regulierte Leasing­ 

geschäft mit Fahrzeugen der Marke Porsche sowie der VW-Marken Bentley, Lamborghini 

und Bugatti abdecken. Für einen Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit einem 

regulierten Leasinginstitut bestehen aufsichtsrechtlich bestimmte Anforderunqen, die durch 

die Änderungsvereinbarung im EAV ergänzt bzw. angepasst werden sollen. 
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Die Finanzverwaltung hat in einer verbindlichen Auskunft bestätigt, dass die Änderungen des 

EAV der Anerkennung der steuerlichen Organschaften nicht entgegenstehen und durch die 

Anderungen keine neue fünfjährige Mindestlaufzeit für den EAV in Gang gesetzt wird. 

IV. Kein Ausgleich und keine Abfindung an außenstehende Gesellschafter; keine Vertragsprü­ 

fung 

Da die Porsche AG sämtliche Geschäftsanteile an der PFS hält und die PFS somit keine au­ 

·ßenstehenden Gesellschafter hat, ist die Festsetzung eines angemessenen Ausgleichs ana­ 

log§ 304 AktG oder einer angemessenen Abfindung analog§ 305 AktG zu Gunsten von au­ 

ßenstehenden Gesellschaftern der PFS nicht erforderlich. 

Aus demselben Grund bedarf es schließlich auch keiner Prüfung des Vertrags· durch einen 

Vertragsprüfer (§§ 295 Abs. 1 S. 2, 293b Abs. 1 Hs. 2 AktG analog). 

V. Vorschlag zum Abschluss der Änderungsvereinbarung 

Aufgrund der vorstehend dargestellten Gründe für den Abschluss der Änderungsvereinba­ 

rung werden der Vorstand und der Aufsichtsrat der Porsche AG der ordentlichen Hauptver­ 

sammlung am 23. Juni 2026 vorschlagen, dem Abschluss des in der Anlage als Entwurf bei­ 

gefügten Vertrags zuzustimmen. 

VI. Inhaltliche Erläuterung der Änderungsvereinbarung 

1. Änderungen des EAV (§ 1 der Änderungsvereinbarung) 

Die Änderungsvereinbarung sieht in § 1 Abs. 1 folgende Änderungen am Wortlaut des EAV 

vor: 

Die Bezeichnung des EAV in der Überschrift und im Einleitungssatz wird redaktionell ange­ 

passt, indem das Wort „Ergebnisabführungsvereinbarung" und das Wort „Ergebnisabfüh­ 

rungsvertrag" jeweils durch die Worte „Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag" er­ 

setzt wird (vgl.§ 1 Abs. 1 lit. a) der Änderungsvereinbarung). 
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§ 2 des EAV regelt die Leitungsmacht und das Weisungsrecht der im EAVals „Organträger" 

bezeichneten Porsche AG gegenüber der im EAVals „Organgesellschaft" bezeichneten PFS. 

§ 2 Abs. 2 des EAV sieht vor, dass die Organgesellschaft die Leitung der Gesellschaft dem 

Organträger unterstellt. Dieser erteilt der Geschäftsführung der Organgesellschaft in orga­ 

nisatorischer, wirtschaftlicher, technischer, finanzieller und personeller Hinsicht Weisungen. 

Die Regelung in§ 2 Abs. 2 des EAV wird um einen neuen Satz 3 (klarstellend) dahingehend 

ergänzt, dass die Geschäftsführung und die Vertretung der Organgesellschaft unbeschadet 

des Weisungsrechts weiterhin der Geschäftsführung der Organgesellschaft obliegen 

(vgl.§ 1 Abs. 1 lit. b) der Änderungsvereinbarung). 

Gemäß dem neu eingefügten§ 2 Abs. 3 des EAV wird der Organträger die nach dem KWG 

bestehende oder in anderen gesetzlichen Vorschriften normierte Alleinverantwortung der 

Geschäftsleitung der Organgesellschaft bei seinen Weisungen beachten. Er wird keine Wei­ 

sungen erteilen, deren Ausführung zur Folge hätte, dass die Organgesellschaft oder ihre Or­ 

gane gegen die ihnen durch das KWG oder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, jeweils ein­ 

schließlich der dazu ergangenen Verordnungen, sowie anderer aufsichtsrechtlicher Rechts­ 

normen oder Auflagen der für die Beaufsichtigung der Organgesellschaft nach bankauf­ 

sichtsrechtlichen Vorschriften zuständigen Behörde, auferlegten Rechte und Pflichten, oder 

andere einschlägige gesetzliche Vorschriften verstoßen würde(n). Dies umfasst, sofern an­ 

wendbar, auch Weisungen, welche das Recht zur Rücklagenbildung gemäß§ 340g HGB be­ 

einträchtigen (vgl.§ 1 Abs. 1 lit. c) der Änderungsvereinbarung). 

§ 3 des EAV betrifft die Gewinnabführung und Verlustübernahme.§ 3 Abs. 1 wird dahinge­ 

hend geändert, dass sich die Organgesellschaft verpflichtet, ihren ganzen Gewinn entspre­ 

chend allen Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organ­ 

träger abzuführen (vgl.§ 1 Abs. 1 lit. d) der Änderungsvereinbarung). Dies dient der Anglei­ 

chung an die Regelung zur Verlustübernahme. 

§ 4· des EAV enthält Regelungen zum Jahresabschluss der Organgesellschaft. Nach dem - 

vor dem Hintergrund der oben erläuterten aufsichtsrechtlichen Anforderungen - geänderten 

§ 4 Abs. 2 des EAV kann die Organgesellschaft bei der Erstellung des Jahresabschlusses 
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nach ihrem Ermessen Beträge aus dem Jahresüberschuss insoweit in andere Gewinnrückla­ 

gen nach § 272 Abs. 3 HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine 

Bankrisiken nach § 34Og HGB einstellen, als dies handelsrechtlich und steuerrechtlich zu­ 

lässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist, bevor 

eine Zahlung an den Organträger geleistet wird. Während der Dauer dieses Vertrags gebil­ 

dete andere Gewinnrücklagen im Sinne des§ 272 Abs. 3 HGB sind aufzulösen und zum Aus­ 

gleich eines Verlustes zu verwenden oder als Gewinn abzuführen, wenn der Organträger dies 

verlangt und wenn dies bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung, insbesondere unter 

Beachtung bankaufsichtsrechtlicher Anforderungen, gerechtfertigt ist (vgl.§ 1 Abs. 1 lit. e) 

der Änderungsvereinbarung). 

Die bisherigen Regelungen in§ 4 Abs. 3 und 4 des EAV werden gestrichen (vgl.§ 1 Abs. 1 

lit. f) der Änderungsvereinbarung), weil diese durch die vorgenannten Regelungen des § 4 

Abs. 2 ersetzt werden. 

Im Übrigen bleibt der EAV unverändert (vgl.§ 1 Abs. 2 der Änderungsvereinbarung). 

Die Änderungen gelten gemäß § 1 Abs. 3 der Änderungsvereinbarung erstmals für das im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen laufende Geschäftsjahr. 

§ 1 Abs. 4 der Änderungsvereinbarung bestimmt, dass die nach Maßgabe von§ 1 der Ände­ 

rungsvereinbarung geänderte Fassung des EAV der Änderungsvereinbarung - lediglich zu 

Informationszwecken - als Anlage beigefügt ist. 

2. Schlussbestimmungen (§ 2 der Änderungsvereinbarung) 

§ 2 der Änderunqsvereinbarunq enthält eine in der Vertragspraxis gebräuchliche sogenannte 

salvatorische Klausel: 

§ 2 Abs. 1 der Änderungsvereinbarung sieht vor, dass die Unwirksamkeit oder Undurchführ­ 

barkeit einer oder mehrerer Regelungen der Änderungsvereinbarung die Wirksamkeit der üb­ 

rigen Regelungen der Änderungsvereinbarung unberührt lässt. Dasselbe gilt für den Fall, dass 

die Änderungsvereinbarung eine an sich notwendige Regelung nicht enthält. 
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Nach § 2 Abs. 2 der Änderungsvereinbarung tritt an die Stelle der unwirksamen oder un­ 

durchführbaren Regelung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke die gesetzlich zulässige 

und durchführbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchführbaren 

oder fehlenden Regelung nach der Vorstellung der Parteien wirtschaftlich am nächsten 

kommt. 

[Unterschriften folgen umseitig) 
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Stuttgart, den Z lf_ o'-( · Zölb 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

Dr. Jochen Breckner 

Mitglied des Vorstands 

- 15 - 



Stuttgart, den _ 
24.04.2026 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

Matthias Becker 

Mitglied des Vorstands 
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Bietigheim-Bissingen, den zg o4. bZ6 

Porsche Financial Services GmbH 

Die Geschäftsführung 
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Bietigheim-Bissingen, den 7_,,7. Ot,. ß) U 

Porsche Financial Services GmbH 

Die Geschäftsführung 

Konrad Riedl 

Geschäftsführer 
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ANLAGE Entwurf der Änderungsvereinbarung zwischen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche 
Aktiengesellschaft und der Porsche Financial Services GmbH 

Änderungsvereinbarung zur Ergebnisabführungsvereinbarung vom 15. Juni 1989, zuletzt ge­ 
ändert am 3. Dezember 2019 

zwischen 

(1) der Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft mit Sitz in Stuttgart, Geschäftsanschrift: 
Porscheplatz 1, 70435 Stuttgart, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Stuttgart unter HRB 730623, 

- im Folgenden als „PAG" oder „Organträger" bezeichnet - 

und 

(2) der Porsche Financial Services GmbH mit Sitz in Bietigheim-Bissingen, Geschäftsan­ 
schrift: Porschestraße 1, 7 4321 Bietigheim-Bissingen, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 301159 

- im Folgenden als „PFS GmbH" oder „Organgesellschaft" bezeichnet - 

- die PAG und die PFS GmbH im Folgenden auch gemeinsam als die „Parteien" und ein­ 
zeln als eine .Partei" bezeichnet - 

§1 
Änderungen der Ergebni~abführungsvereinbarnng 

(1) Die Parteien haben am 15. Juni 1989 mit Wirkung zum 9. Dezember 1988 einen als Er­ 
gebnisabführungsvereinbarung bezeichneten Beherrschungs- und Gewinnabführungsver­ 
trag mit der PFS GmbH als Organgesellschaft und der PAG als Organträger geschlossen, 
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der zuletzt durch Änderungsvertrag vom 3. Dezember 2019· geändert wurde (der „EAV"). 
Der EAV wird hiermit wie folgt geändert: 

a) Die Bezeichnung des EAV in der Überschrift und im Einleitungssatz wird angepasst, 
indem das Wort „Ergebnisabführungsvereinbarung" und das Wort „Ergebnisabfüh­ 
rungsvertrag" jeweils durch die Worte „Beherrschungs- und Gewinnabführungsver­ 
trag" ersetzt wird. 

b) In§ 2 Abs. (2) wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefügt: 

.,Unbeschadet des Weisungsrechts obliegen die Geschäftsführung und die Vertre­ 
tung der Organgesellschaft weiterhin der Geschäftsführung der Organgesellschaft." 

c) In§ 2 wird nach Abs. (2) folgender Abs. (3) eingefügt: 

.Det Organträger wird die nach dem KWG bestehende oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften normierte Alleinverantwortung der Geschäftsleitung der Organgesell­ 
schaft bei seinen Weisungen beachten. Er wird keine Weisungen erteilen, deren Aus­ 
führung zur Folge hätte, dass die Organgesellschaft oder ihre Organe gegen die ihnen 
durch das KWG oder die Verordnung (EU] Nr. 575/2013, jeweils einschließlich der 
dazu ergangenen Verordnungen, sowie anderer aufsichtsrechtlicher Rechtsnormen 
oder Auflagen der für die Beaufsichtigung der Organgesellschaft nach bankauf­ 
sichtsrechtlichen Vorschriften zuständigen Behörde, auferlegten Rechte und Pflich­ 
ten, oder andere einschlägige gesetzliche Vorschriften verstoßen würde(n]. Dies um­ 
fasst, sofern anwendbar, auch Weisungen, welche das Recht zur Rücklagenbildung 
gemäß§ 340g.HGff beeinträchtigen." 

d) § 3 Abs. (1) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt: 

„Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn entsprechend allen 
Vorschriften des§ 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organträger 
abzuführen." 

e) § 4 Abs. (2) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt: 

,.Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann die Organgesellschaft nach ihrem Er­ 
messen Beträge aus dem Jahresüberschuß insoweitin andere Gewinnrücklagen nach 
§ 272 Abs. 3 HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine Ban­ 
krisiken nach § 340g HGB einstellen, als dies handelsrechtlich und steuerrechtlich 
zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet 
ist, bevor eine Zahlung an den Organträger geleistet wird. Während der Dauer dieses 
Vertrags gebildete andere Gewinnrücklagen im Sinne des § 272 Abs. 3 HGB sind 

- 20- 



aufzu/ösen und zum Ausgleich eines Verlustes zu verwenden oder als Gewinn abzu­ 
führen, wenn der Organträger dies verlangt und wenn dies bei vernünftiger kaufmän­ 
nischer Beurteilung, insbesondere unter Beachtung bankaufsichtsrechtlicher Anfor­ 
derungen, gerechtfertigt ist." 

f) § 4 Abs. (3) und Abs. ( 4) werden ersatzlos gestrichen. 

(2) Im Übrigen bleibt der EAV unverändert. 

(3) Die Änderungen gelten erstmals für das im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun­ 
gen laufende Geschäftsjahr. 

(4) Die nach Maßgabe dieses§ 1 geänderte Fassung des EAV ist dieser Änderungsvereinba­ 
rung - lediglich zu Informationszwecken - als Anlage beigefügt. 

§2 
Schlussbestimmungen 

(1) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser Ver­ 
einbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Vereinbarung unberührt. 
Dasselbe gilt für den Fall, dass die Vereinbarung eine an sich notwendige Regelung nicht 
enthält. 

(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung oder zur Ausfüllung der 
Regelungslücke tritt die gesetzlich zulässige und durchführbare Regelung, die dem Sinn 
und Zweck der unwirksamen, undurchführbaren oder fehlenden Regelung nach der Vor­ 
stellung der Parteien wirtschaftlich am nächsten kommt. 

- Unterschriftenseite folgt - 
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[Ort], den [Datum] 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 

vertreten durch: 

Name: 

Position: 

Name: 

Position: 

[Ort], den [Datum] 

Porsche Financial Services GmbH 

vertreten durch: 

Name: 

Position: 

Name: 

Position: 
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Anlage zur Änderungsvereinbarung 

Geänderte Fassung des EAV 



Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 

zwischen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche 
1 Aktiengesellschaft, Stuttgart 

- im folgenden "Organträger" genannt - 

und der Porsche Leasing GmbH, 
Ludwigsburg 

[zwischenzeitlich Porsche Financia/ Services GmbH, 
Bietigheim-Bissingen] 

- im folgenden "Organgesellschaft" genannt - 

wird der nachfolgende Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit Wirkung vom 9. De­ 
zember 1988 geschlossen: 

§1 
Vorbemerkung 

Das Stammkapital der Organgesellschaft befindet sich zu 100 % im Besitz des Organträgers. Die 
Organgesellschaft bleibt rechtlich selbständig. 

§2 
Leitungsmacht 

(1) Die Organgesellschaft ist seit ihrer Errichtung nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Ver­ 
hältnisse dem Unternehmen des Organträgers in wirtschaftlicher und organisatorischer 
Hinsicht wie eine unselbständige Betriebsabteilung eingegliedert. 

(2) Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung der Gesellschaft dem Organträger. Dieser er­ 
teilt der Geschäftsführung der Organgesellschaft in organisatorischer, wirtschaftlicher, 
technischer, finanzieller und personeller Hinsicht Weisungen. Unbeschadet des 

Gemeinsamer Bericht zur Änderungsvereinbarung 
zwischen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG und der Porsche Financial Services GmbH 
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Weisungsrechts obliegen die Geschäftsführung und die Vertretung der Organgesellschaft 
weiterhin der Geschäftsführung der Organgesellschaft. 

(3) Der Organträger wird die nach dem KWG bestehende oder in anderen gesetzlichen Vor­ 
schriften normierte Alleinverantwortung der Geschäftsleitung der Organgesellschaft bei 
seinen Weisungen beachten. Er wird keine Weisungen erteilen, deren Ausführung zur Folge 
hätte, dass die Organgesellschaft oder ihre Organe gegen die ihnen durch das KWG oder 
die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, jeweils einschließlich der dazu ergangenen Verord­ 
nungen, sowie anderer aufsichtsrechtlicher Rechtsnormen oder Auflagen der für die Beauf­ 
sichtigung der Organgesellschaft nach bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften zuständigen 
Behörde, auferlegten Rechte und Pflichten, oder andere einschlägige gesetzliche Vorschrif­ 
ten verstoßen würde(n). Dies umfasst, sofern anwendbar, auch Weisungen, welche das 
Recht zur Rücklagenbildung gemäß§ 340g HGB beeinträchtigen. 

§3 
Gewinnabführung und Verlustübernahme 

(1) Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn entsprechend allen Vorschrif­ 
ten des§ 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organträger abzuführen. 

(2) Für die Verlustübernahme durch den Organträger gelten die Vorschriften des § 302 AktG 
in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend. 

§4 
Jahresabschluß der Organgesellschaft 

(1) Zur Durchführung der Ergebnisabführung bzw. Verlustübernahme hat die Organgesell­ 
schaft ihren Jahresabschluß, bevor er festgestellt wird, mit dem Organträger gemeinsam 
zu behandeln und die Abrechnung über Gewinne oder Verluste mit dem Organträger so 
durchzuführen, daß diese Abrechnung im Jahresabschluß bereits berücksichtigt ist. 

(2) Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann die Organgesellschaft nach ihrem Ermessen 
Beträge aus dem Jahresüberschuß insoweit in andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 
HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine Bankrisiken nach§ 340g 
HGB einstellen, als dies handelsrechtlich und steuerrechtlich zulässig und bei vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist, bevor eine Zahlung an den Or­ 
ganträger geleistet wird. Während der Dauer dieses Vertrags gebildete andere Gewinn­ 
rücklagen im Sinne des § 272 Abs. 3 HGB sind aufzulösen und zum Ausgleich eines Ver­ 
lustes zu verwenden oder als Gewinn abzuführen, wenn der Organträger dies verlangt und 
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wenn dies bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung, insbesondere unter Beachtung 
bankaufsichtsrechtlicher Anforderungen, gerechtfertigt ist. 

§5 
Vertragsdauer 

(1) Dieser Vertrag gilt mit Wirkung vom 9. Dezember 1988 und wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Eine Kündigung kann beiderseits mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende 
eines Geschäftsjahres der Organgesellschaft erfolgen, jedoch wird eine Gesamtmindest­ 
laufzeit des Vertrages von fünf Jahren fest vereinbart. 

(2) Dieser Vertrag kann fristlos gekündigt werden, sobald die oben angeführten Voraussetzun­ 
gen nicht mehr gegeben sind oder dieser Vereinbarung die steuerliche Anerkennung ver­ 
sagt wird. 

§6 
Schlußbemerkung 

Im Falle der fristlosen Kündigung dieser Vereinbarung wegen Versagung der steuerrechtlichen 
Anerkennung sind die trotzdem abgeführten Beträge zuzüglich 6 % p.a. Zinsen zurückzugewäh­ 
ren. 
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